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Bonn, den 6. Juli 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr,: Personalüberhang im höheren Dienst bei der 
Deutschen Bundesbahn 

Bezug: Kleine Anfrage 74 der Abgeordneten Brück und 
Genossen - Drucksache 605 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Es ist richtig, daß im Rahmen der Rationalisierungsmaßnahmen 
nach dem Stand von Anfang des Jahres 1953 370 Dienstposten 
des höheren Dienstes eingespart werden sollen. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß sämtliche Posten sofort wegfallen könnten. Die Möglich- 
keit des Wegfalls ist in diesen Fällen nicht nur von den Änderungen 
im organisatorischen Aufbau der Verwaltung, sondern auch von 
den vorgesehenen technischen Rationalisierungsmaßnahmen abhängig. 
Bisher sind 97 Dienstposten aufgelöst worden; das entspricht 5 v.H. 
der Gesamtpostenzahl im höheren Dienst. Seit Anfang 1953 sind 
im übrigen 115 höhere Beamte durch Tod, Zurruhesetzung oder 
aus anderen Gründen ausgeschieden. Etwaige Vorwürfe, daß der 
höhere Dienst bei der Bundesbahn von der Personaleinsparung 
ausgenommen sei oder geschont werde, entbehren also jeder 
Grundlage. 

Die unbestreitbaren Schwierigkeiten im höheren Dienst rühren daher, 
daß sich die Zahl der höheren Reichsbahnbeamten in den Jahren 
nach 1933 ständig vergrößert hatte, und daß die am 8. Mai 1945 
vorhandenen Reichsbahnbeamten im Laufe der Jahre zum weitaus 
überwiegenden Teil ihren Wohnsitz im Bundesgebiet genommen 
haben. Diese Beamten, die bei der Bundesbahn noch im Jahre 1951 
vielfach laufbahnfremd im gehobenen und mittleren Dienst oder 
im Lohnverhältnis beschäftigt waren oder noch außerhalb des 
öffentlichen Dienstes standen, sind während der Jahre 1951/52 in 
den höheren Bundesbahndienst zum größten Teil wieder eingegliedert 
worden. Dadurch hat sich der Altersaufbau so verschoben, daß die 
Beförderungsmöglichkeiten in Verbindung mit dem Wegfall von 
Beförderungsposten infolge der Rationalisierung außerordentlich un- 
günstig geworden sind. So müssen die besonders zahlreichen Beamten, 
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die ein Anstellungsdienstalter als Assessor oder Bauassessor aus den 
Jahren 1937-1939 haben, bis zu ihrer Beförderung zum Bundesbahn- 
oberrat heute 18 Jahre und künftig infolge des verhältnismäßig ge- 
ringen Freiwerdens von Beförderungsstellen noch wesentlich länger 
warten, während die Wartezeit vor dem Kriege durchschnittlich 
16 Jahre betrug. Dadurch ist die Bundesbahn gleichzeitig daran ge- 
hindert, junge Nachwuchskräfte in ausreichender Zahl einzustellen. 

Diese Lage ist letztlich eine Folge der Erfüllung der gesetzlichen 
Pflicht der Bundesbahn, die Reichsbahnbeamten z. Wv. unterzu- 
bringen, sowie der seit Ende 1952 rückläufigen Entwicklung des 
Verkehrsaufkommens der Bundesbahn. Sie besteht - wenn auch 
nicht in dieser Schärfe - aus denselben Gründen im gehobenen 
Dienst. 

Um in Zukunft wieder zu gesunden A^^tellungs- und Beförderungs- 
verhältnissen im höheren und gehobenen Dienst zu kommen, 
werden u. a. folgende Maßnahmen erwogen: 

1. Der Personalbedarf der übrigen Zweige der Bundesverwaltung 
soll in stärkerem Ausmaß durch Übernahme von Bundesbahn- 
beamten des höheren und gehobenen Dienstes gedeckt werden. 

2. Die Reichsbahnbeamten z. Wv. sollen nicht nur auf die Bundes- 
bahn angewiesen sein, sondern auch an der allgemeinen Unter- 
bringung teilnehmen. 

3. Die Bundesbahnbeamten auf Lebenszeit sollen für eine befristete 
Zeit die gesetzliche Möglichkeit erhalten, unter bestimmten Vor- 
aussetzungen aus dem Bundesdienst mit der Zusicherung eines 
Unterhaltsbeitrages bei späterer Dienstunfähigkeit oder Vollendung 
des 65. Lebensjahres auszuscheiden. 

Die Maßnahmen zu 2 und 3 sollen sich auf die Beamten aller 
Laufbahngruppen erstrecken. 


Dr.-Ing, Seebohm 



